BFH Bundesfinanzhof %

Beschluss vom 03. August 2015, I1l B 154/14

Unwirksamer Verzicht auf miindliche Verhandlung bei nachfolgendem Beweisbeschluss
BFH IIl. Senat
FGO & 90 Abs 1, FGO § 116 Abs 6, FGO § 119 Nr 3, GG Art 103 Abs 1

vorgehend FG Minchen, 03. Dezember 2014, Az: 9 K 1932/14

Leitsatze

NV: Verzichten die Beteiligten in einem Termin zur miindlichen Verhandlung auf eine weitere miindliche Verhandlung
und erlasst das FG spater einen Beschluss Uber die Einholung eines Sachverstandigengutachtens, so ist der Verzicht
dadurch verbraucht mit der Folge, dass das Urteil nicht ohne eine weitere miindliche Verhandlung ergehen kann.

Tenor

Auf die Beschwerde der Klagerin wegen Nichtzulassung der Revision wird das Urteil des Finanzgerichts Minchen vom 4.
Dezember 2014 9 K 1932/14 aufgehoben.

Die Sache wird an das Finanzgericht Miinchen zurtickverwiesen.

Diesem wird die Entscheidung Uber die Kosten des Beschwerdeverfahrens tbertragen.

Tatbestand

1 1. Die aus X eingewanderte Klagerin und Beschwerdefuhrerin (Klagerin) erhielt Kindergeld fiir die beiden Madchen A
(geboren am .... April 1992) und B (geboren am .... Februar 1991). Im Antrag auf Kindergeld hatte sie angegeben, die
beiden seien ihre Stiefkinder. Spater kam die Beklagte und Beschwerdegegnerin (Familienkasse) aufgrund von
polizeilichen Ermittlungen zur Uberzeugung, dass die Klidgerin mit dem angeblichen Vater der Kinder, einem Herrn
C, eine Scheinehe eingegangen sei. Die beiden Madchen seien die Nichten der Klagerin. Die Familienkasse hob die
Festsetzung des Kindergeldes ab Februar 2007 auf. Der dagegen gerichtete Einspruch hatte keinen Erfolg.

2 Im anschlieftenden Klageverfahren fiihrte das Finanzgericht (FG) am 23. Oktober 2014 eine mundliche Verhandlung
durch, in der es die beiden Mddchen sowie Herrn C als Zeugen vernahm. Nach dem Inhalt der Niederschrift wurde
die Klagerin aufgefordert, bis zum 10. November 2014 einen Vaterschaftstest vorzulegen. AuRerdem verzichteten
die Beteiligten fur die weitere Entscheidung auf die Durchfihrung einer mindlichen Verhandlung. Durch Beschluss
vom 3. November 2014 ordnete das Gericht die Beweiserhebung uber die Vaterschaft durch Einholung eines
Sachverstandigengutachtens an. Am 4. Dezember 2014 erging ohne eine weitere mindliche Verhandlung ein
klageabweisendes Urteil. Das FG war aufgrund der Beweisaufnahme der Uberzeugung, die beiden Madchen seien
nicht die leiblichen Toéchter des C und damit nicht die Kinder des Ehegatten des Kindergeldberechtigten i.S. von
§ 63 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des Einkommensteuergesetzes.

3  Gegen das Urteil wendet sich die Klagerin mit ihrer Nichtzulassungsbeschwerde. Sie rugt in erster Linie einen
Verfahrensmangel, weil das FG sein Urteil ohne abschlieffende miindliche Verhandlung gefallt habe, obwohl ein
wirksamer Verzicht darauf nicht vorgelegen habe. Im Termin vom 23. Oktober 2014 hatten die Beteiligten lediglich
erklart, dass sie fur die weitere Entscheidung auf eine mundliche Verhandlung verzichteten. Die weitere
Entscheidung des Gerichts sei jedoch der Beweisbeschluss vom 3. November 2014 gewesen. Eine Einverstandnis-
und Verzichtserklarung beziehe sich nur auf die nachste Sachentscheidung. Eine Entscheidung, die ohne mundliche
Verhandlung ergangen sei, sei bei einem nicht wirksamen Verzicht fehlerhaft, wie sich aus dem Urteil des
Bundesfinanzhofs (BFH) vom 31. August 2010 VIII R 36/08 (BFHE 231, 1, BStBL Il 2011, 126) ergebe.
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Entscheidungsgrunde

4 |I. Die Nichtzulassungsbeschwerde ist zulassig und begriindet; sie fuhrt zur Aufhebung der Vorentscheidung und zur
Zurtickverweisung des Rechtsstreits an das FG zur anderweitigen Verhandlung und Entscheidung (&8 116 Abs. 6 der
Finanzgerichtsordnung --FGO--).

5 1. Das FG hat den Anspruch der Klagerin auf rechtliches Gehor (8 119 Nr. 3 FGO, Art. 103 Abs. 1 des Grundgesetzes)
sowie § 90 Abs. 1 FGO verletzt, da das Urteil ohne weitere mundliche Verhandlung ergangen ist. Zwar hatten die
Beteiligten im Termin vom 23. Oktober 2014 auf eine weitere mindliche Verhandlung verzichtet. Allerdings ist in
der Rechtsprechung des BFH anerkannt, dass sich der Verzicht nur auf die jeweils nachste Sachentscheidung
bezieht (BFH-Beschluss vom 10. Marz 2005 X B 182/03, BFH/NV 2005, 1068; BFH-Urteil in BFHE 231, 1, BStBL I
2011, 126). Die Verzichtserklarung wurde durch den Beweisbeschluss vom 3. November 2014 "verbraucht". Das
Gericht hatte deshalb einen weiteren Verzicht auf die Durchfuhrung der mindlichen Verhandlung herbeifiihren oder
einen weiteren Termin zur mindlichen Verhandlung durchfiihren mussen.

6 2. Der Senat halt es fur sachgerecht, die Vorentscheidung nach § 116 Abs. 6 FGO aufzuheben und die Sache zur
anderweitigen Verhandlung und Entscheidung an das FG zuruckzuverweisen.

7  3.Die Kostenentscheidung beruht auf § 143 Abs. 2 FGO.

Quelle: www.bundesfinanzhof.de

Seite 2 von 2


https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE201550312/

	Beschluss vom 03. August 2015, III B 154/14
	Leitsätze
	Tenor
	Tatbestand
	Entscheidungsgründe


